
 

  

S 32 R 3564/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beitragsregress – Kapitalisierung –

sozialrechtlicher Herstellungsanspruch
Leitsätze -
Normenkette SGB 10 § 119

1. Instanz

Aktenzeichen S 32 R 3564/14
Datum 30.07.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 R 655/18
Datum 19.08.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 30. Juli
2018 aufgehoben und die Klage abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im
gesamten Verfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der geborene KlÃ¤ger wurde ab 1. September 1986 bei der P GmbH Co. KG (P) als
Maschinenschlosser ausgebildet. Nach einer auÃ�erordentlichen KÃ¼ndigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses vom 10. Oktober 1988 war der KlÃ¤ger vom 22. November
1988 bis 12. April 1989 â�� zum Teil mit Leistungsbezug â�� arbeitslos gemeldet.
Aufgrund eines gerichtlichen Vergleichs bestand indes das AusbildungsverhÃ¤ltnis
auch in der Zeit vom 10. Oktober 1988 bis zur Wiederaufnahme der
AusbildungstÃ¤tigkeit am 13. April 1989 fort, allerdings ohne Anspruch auf
AusbildungsvergÃ¼tung fÃ¼r diesen Zeitraum. Nach Bestehen der
AbschlussprÃ¼fung (PrÃ¼fungszeugnis der Industrie- und Handelskammer H vom
9. Februar 1990) schied er zum 15. Februar 1990 aus der P aus. Jeweils
unterbrochen von Zeiten der Arbeitslosigkeit war er vom 19. Feb-ruar 1990 bis 31.
Juli 1990 als Bauschlosser und im Dezember 1995 als Montagelei-ter beschÃ¤ftigt.
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Der KlÃ¤ger, der am 7. Juni 1989 bei einem Verkehrsunfall ein schwe-res SchÃ¤del-
Hirn-Trauma erlitten hatte, bezieht von der Beklagten aufgrund eines Leistungsfalls
vom 14. Februar 2002 seit September 2002 Rente wegen voller Er-werbsminderung
(EM).

FÃ¼r die Zeit ab 19. Juli 1989 verfolgte die Beklagte gegenÃ¼ber der A AG (A) als
Haft-pflichtversicherer des Unfallverursachers RentenbeitragsersatzansprÃ¼che
und schrieb die eingezogenen BetrÃ¤ge dem Versicherungskonto des KlÃ¤gers gut.
Mit Schreiben vom 21. September 1995 teilte P der Landesversicherungsanstalt W
mit, es sei nie beabsichtigt gewesen, den KlÃ¤ger nach seiner Ausbildung in ein
Arbeits-verhÃ¤ltnis zu Ã¼bernehmen. Eine gleichlautende Auskunft wurde von der
M () GmbH, die 1998 als Nachfolgerin der P den Ausbildungsbetrieb des KlÃ¤gers
mit rund 300 Mitarbeitern Ã¼bernommen hatte, im August 1999 erteilt.

Am 22. Januar 1991 schloss der KlÃ¤ger mit der A einen pauschalen Abfindungsver-
gleich in HÃ¶he von (iHv) 27.000,- DM Ã¼ber sÃ¤mtliche persÃ¶nlichen
AnsprÃ¼che ein-schlieÃ�lich des Verdienstausfalls aus dem Verkehrsunfall vom 7.
Juni 1989. Nach-dem im Juni 2008 die A GmbH, die 2004 das Werk in L
Ã¼bernommen hatte, Insol-venz angemeldet hatte, Ã¼bernahm der
Automobilzulieferer F im Mai 2009 mit 160 Mitarbeitern das Werk.

Am 20. August 2009 wies der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der Beklagten telefonisch auf
seine am 1. September 2009 beginnende Dauerrente wegen EM hin und regte an,
die BeitragsersatzansprÃ¼che mit A zu kapitalisieren. Zum Jahresende 2010
kÃ¼ndigte die F an, die BeschÃ¤ftigtenzahl im Laufe des Jahres 2011 von 124
Mitarbeitern auf 98 zu verringern. Im Mai 2011 verlangte der KlÃ¤ger erneut die
Kapitalisierung der BeitragsersatzansprÃ¼che und Ã¤uÃ�erte die BefÃ¼rchtung,
sein ehemaliger Arbeitgeber kÃ¶nnte insolvent werden mit der Folge, dass die A
nicht mehr zahlen wolle. Am 22. MÃ¤rz 2012 wandte sich der KlÃ¤ger erneut an die
Beklagte mit der Bitte, den Fall endgÃ¼ltig mittels Kapitalisierung abzuschlieÃ�en.
Daraufhin unterbreitete die Beklag-te im Oktober 2011 einen
Kapitalisierungsvorschlag ab 1. November 2011, welcher sich insgesamt auf
440.791,94 EUR belief, wovon 308.782,55 EUR auf "AnsprÃ¼che nach Â§ 116 SGB X
" und 132.009,39 EUR auf "AnsprÃ¼che nach Â§ 119 SGB X" entfielen. Bei der
Berechnung wurde von einer fiktiven Erwerbsbiographie des KlÃ¤gers bis zur Voll-
endung des 67. Lebensjahres ausgegangen. Unter Hinweis auf den betriebsbe-
dingten Personalabbau bei der F erklÃ¤rte sich die A anlÃ¤sslich der Besprechung
am 1. Juni 2012 nur mit einer Kapitalisierung der Forderungen fÃ¼r Rente und
Beitrags-ersatz bis zum 55. bzw. 59. Lebensjahr bereit. Am 12. Juni 2012 teilte die F
den ca. 120 BeschÃ¤ftigten in L mit, dass das Werk noch in diesem Jahr geschlossen
werde. Mit Schreiben vom 27. Juni 2012 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, sie
habe das auf Kapitalisierung bis zum 59. Lebensjahr lautende Angebot der A
zunÃ¤chst als nicht ausreichend abgelehnt. Eine erneute Verhandlung stehe im
August an. Zu deren Vorbereitung werde um Mitteilung gebeten, in welcher Weise
sein Verdienst-schadensersatz durch die A reguliert worden sei.

Am 4. Juli 2012 teilte der KlÃ¤ger der Beklagten mit, von der offenbar von seinem
frÃ¼heren Anwalt abgegebenen "AbfindungserklÃ¤rung" habe er nichts gewusst. Es
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stimme zwar, dass der Nachfolger seines frÃ¼heren Arbeitgebers viele Mitarbeiter
entlassen habe; die Kollegen aus seinem (des KlÃ¤gers) alten Bereich, die teilweise
mit ihm die Ausbildung gemacht hÃ¤tten, seien aber alle noch dabei.

Am 17. August 2012 verstÃ¤ndigten sich die Beklagte und A auf eine Abfindungs-
summe von insgesamt 360.000,- EUR zur vorbehaltlosen Abfindung aller Regressan-
sprÃ¼che der Beklagten. Nach dem Vermerk des VerhandlungsfÃ¼hrers der
Beklagten vom 22. August 2012 stand die Kapitalisierung der RegressansprÃ¼che
ab 1. Sep-tember 2012 im Mittelpunkt der Verhandlung. Bei der Regulierung der
Direktan-sprÃ¼che des KlÃ¤gers sei kein Verdienstausfall berÃ¼cksichtigt worden.
Wegen der unsicheren Erwerbsfiktion des KlÃ¤gers, der von November 1988 bis
April 1989 ar-beitslos gewesen sei, und des Arbeitsplatzrisikos der BeschÃ¤ftigten
der F sei die A ursprÃ¼nglich nur bereit gewesen, die RegressansprÃ¼che bis zum
55. Lebensjahr zu kapitalisieren. Auf den Hinweis, dass es bei hinweggedachtem
Unfall wahrschein-lich gewesen wÃ¤re, dass der KlÃ¤ger nach einer
BetriebsschlieÃ�ung in Lohr bei ei-nem anderen Autozulieferer eine neue Stelle
gefunden hÃ¤tte, habe sich die A zu einer DurchfÃ¼hrung des Leistungsregresses
bis zum Alter von 58 Jahren und 6 Monaten und hinsichtlich des Beitragsregresses
bis zu einem Alter von 60 Jahren bereit erklÃ¤rt. Die Kapitalisierung des
Beitragsregresses beruhe auf einem monatli-chen Bruttoverdienst zuzÃ¼glich
Sonderzahlungen iHv 3.311,62 EUR. Mit Schreiben vom 28. August 2012 erklÃ¤rte
die Beklagte gegenÃ¼ber der A den Regulierungsab-schluss gegen Zahlung von
360.000,- EUR. Mit Schreiben vom selben Tag teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit,
dass am 17. August 2012 gegenÃ¼ber A "AnsprÃ¼che" nur bis zum 60. Lebensjahr
durchgesetzt werden konnten. Am 21. September 2012 ging die Abfindungszahlung
bei der Beklagten ein. Zum 1. Dezember 2012 wurden von der K GmbH (K) ca. 30
Arbeitnehmer der F und ein Teil der Produktion des Werkes in L Ã¼bernommen.

Mit Schreiben vom 11. April 2013 widersprach der KlÃ¤ger der ErklÃ¤rung der
Beklag-ten vom 28. August 2012. Nachdem die Beklagte mit Schreiben vom 20.
November 2013 den mit A geschlossenen "Vergleich" unter Hinweis auf mit dem
Alter des KlÃ¤-gers immer mehr zunehmende Nachweisschwierigkeiten eines
fiktiven Erwerbs-schadens begrÃ¼ndet hatte, wies der KlÃ¤ger mit Schreiben vom
10. Dezember 2013 darauf hin, dass sein frÃ¼herer Arbeitgeber Ã¼ber den
Nachfolger K erreichbar und bereit sei, aktuelle fiktive Einkommen zu errechnen. Im
Januar 2014 forderte der KlÃ¤ger, seine EntschÃ¤digungsansprÃ¼che zu
bescheiden. Er akzeptiere die Begren-zung der Kapitalisierung auf Zeit bis zum 60.
Lebensjahr nicht. Dadurch sei ihm ein Lohnverlust von ca. 370.000,- EUR bzw. ein
Beitragsverlust von ca. 70.000,- EUR entstan-den.

Die Beklagte lehnte es mit Bescheid vom 7. Februar 2014 ab, den KlÃ¤ger wegen
des von ihm behaupteten Beitragsverlustes von ca. 70.000,- EUR zu entschÃ¤digen.
Ein Schaden sei weder in der Vergangenheit eingetreten noch werde der benannte
Bei-tragsausfall zukÃ¼nftig eintreten. Die Vorschrift des Â§ 119 Sozialgesetzbuch
â�� Sozi-alverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X) â�� beinhalte keine
eigenen SchadensersatzansprÃ¼che des RentenversicherungstrÃ¤gers, sondern
leite lediglich die zivilrechtlichen SchadensersatzansprÃ¼che des geschÃ¤digten
Versicherten auf den RentenversicherungstrÃ¤ger Ã¼ber. Soweit dem
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GeschÃ¤digten keine Schadens-ansprÃ¼che gegen Dritte zustÃ¼nden oder â�� so
wie hier â�� die behaupteten AnsprÃ¼che nicht beweisbar seien, bestehe kein
Anspruch gegen den RentenversicherungstrÃ¤-ger, wegen eines nicht
durchgefÃ¼hrten Regresses RentenversicherungsbeitrÃ¤ge im Rahmen des Â§ 119
SGB X feststellen zu lassen und dafÃ¼r eine EntschÃ¤digung zu erhalten. Wegen
des beim KlÃ¤ger bestehenden hohen Arbeitsplatzrisikos sei nicht mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit von einer kontinuierlichen Erwerbsfiktion bis zum 67. Lebensjahr
auszugehen gewesen. Der Abfindungsvergleich mit der A trage der
Nachweisproblematik zur HÃ¶he des gegenwÃ¤rtigen und kÃ¼nftigen Erwerbs-
schadens Rechnung. Es stehe dem KlÃ¤ger in diesem Zusammenhang frei, einen
unfallbedingten Erwerbsschaden fÃ¼r die Zeit zwischen dem 60. und dem 67. Le-
bensjahr nach Erreichen des 60. Lebensjahres gegenÃ¼ber der Beklagten nachzu-
weisen. Im Erfolgsfalle wÃ¤re die Beklagte gehalten, die dem KlÃ¤ger dann unfallbe-
dingt entgehenden RentenversicherungsbeitrÃ¤ge dem Versicherungskonto zuzu-
fÃ¼hren.

Mit dem gegen den Bescheid vom 7. Februar 2014 erhobenen Widerspruch trug der
KlÃ¤ger vor, statt die unzureichende Kapitalisierung durchzufÃ¼hren, hÃ¤tte die Be-
klagte wie gewohnt die jÃ¤hrliche Abfrage Ã¼ber den fiktiven Verdienst beim
Nachfol-ger der P vornehmen bzw. den in Baden-WÃ¼rttemberg geltenden Tariflohn
als Grundlage fÃ¼r die Regressforderungen gegenÃ¼ber der A nehmen kÃ¶nnen.
Er sei aber bereit, bis 2030 abzuwarten, wenn die Beklagte schriftlich bestÃ¤tige,
dass sie 2030 seinen Fall "wieder aufleben" lasse und nach Herantreten an die
"zustÃ¤ndige Firma" die sich auf der Grundlage des nachgefragten fiktiven
Verdienstes ergeben-den AusfÃ¤lle in sein Rentenkonto einflieÃ�en lasse.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 3. Juni 2014
zurÃ¼ck und fÃ¼hrte aus: Beim Abfindungsvergleich sei davon ausgegangen
worden, dass ein Beitragsschaden bei einer jÃ¤hrlichen Abrechnung nicht Ã¼ber
das 60. Le-bensjahr hinaus nachgewiesen werden kÃ¶nne. MaÃ�gebend hierfÃ¼r
sei neben der Erwerbsbiographie vor dem Unfall auch die Tatsache gewesen, dass
der KlÃ¤ger bei der Verfolgung seiner eigenen VerdienstschadensersatzansprÃ¼che
keinen Ersatz fÃ¼r einen Erwerbsschaden bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze
gegenÃ¼ber dem SchÃ¤diger habe durchsetzen kÃ¶nnen. FÃ¼r einen theoretisch
mÃ¶glichen Nach-weis eines Erwerbsschadens ab dem Jahr 2030 wÃ¤re eine
gefÃ¤lligkeitshalber erteil-te Arbeitgeberbescheinigung nicht ausreichend. Der
KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf eine Zusicherung im Sinne des Â§ 34 SGB X,
einen unfallbedingten Schaden ab dem Jahr 2030 gegen Vorlage einer solchen
Bescheinigung anerkannt zu bekom-men. Stattdessen mÃ¼ssten Stellenangebote
vorgelegt werden, wonach Maschinen-schlosser auf dem deutschen Arbeitsmarkt
gesucht und nach EinschÃ¤tzung der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit vermittelbar
wÃ¤ren. An die Nachweispflicht wÃ¤ren diesel-ben Anforderungen zu stellen, die
bestÃ¼nden, wenn der RentenversicherungstrÃ¤-ger den kÃ¼nftigen
Beitragsschaden gegenÃ¼ber dem SchÃ¤diger im Rahmen einer laufenden
Abrechnung geltend machen wÃ¼rde und dementsprechend nachweisen mÃ¼sste.

Mit seiner Klage hat der KlÃ¤ger die Verpflichtung des Beklagten begehrt, Ã¼ber
den 10. Mai 2030 hinaus bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze durch Einholung
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von ArbeitgeberauskÃ¼nften, hilfsweise unter BerÃ¼cksichtigung des gÃ¼ltigen
baden-wÃ¼rttembergischen Tarifvertrags bzw. einer Hochrechnung der Beklagten
(Netto-lohnberechnung vom 9. Januar 2012), seinen Beitragsschaden zu errechnen
und die entsprechenden BetrÃ¤ge als PflichtbeitrÃ¤ge seinem Rentenkonto
gutzuschrei-ben. Er hat vorgetragen: Weder habe er die Beklagte zur
Kapitalisierung gedrÃ¤ngt noch habe es sich beim ursprÃ¼nglichen
Kapitalisierungsvorschlag nur um eine Be-rechnung aus verhandlungstaktischen
GrÃ¼nden gehandelt. Es sei unbedingt da-von auszugehen, dass er bis zu seinem
Altersrenteneintritt fiktiv gesund geblieben wÃ¤re und ihm der Arbeitsmarkt im
erlernten Beruf offen gestanden hÃ¤tte. Das Ver-gleichsangebot der Beklagten, die
mit â��A vereinbarte Abfindungssumme bis zum Beginn der Regelaltersrente zu
"strecken", wÃ¤lze den durch die Pflichtverletzung der Beklagten entstandenen
Schaden auf ihn ab.

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom
7. Februar 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3. Juni 2014 ver-urteilt,
fÃ¼r den KlÃ¤ger nach Vollendung des 60. Lebensjahres Beitragsersatzleistun-gen
nach MaÃ�gabe der Bestimmungen des Â§ 119 SGB X zu erbringen und seinem
Versicherungskonto gutzuschreiben (Urteil vom 30. Juli 2018). Zur BegrÃ¼ndung ist
ausgefÃ¼hrt: Die nach Â§ 54 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) als kombinierte (un-
echte) Leistungsklage zulÃ¤ssige Klage sei gemÃ¤Ã� Â§ 119 SGB X begrÃ¼ndet.
Die Be-klagte sei aufgrund des Treuhand- und FÃ¼rsorgeverhÃ¤ltnisses verpflichtet
gewesen, die SchadenersatzansprÃ¼che des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber dem
Haftpflichtversicherer aufgrund des Verkehrsunfalls vom 7. Juli 1989 geltend zu
machen. Sie habe die Sicherungsinteressen des KlÃ¤gers verletzt, soweit sie nur
AnsprÃ¼che bis zur Voll-endung des 60. Lebensjahres regressiert habe. Der Umfang
des zu regressierenden Schadens ergebe sich aus einem Vergleich der
sozialversicherungsrechtlichen Stellung des GeschÃ¤digten mit derjenigen, die ohne
das schÃ¤digende Ereignis be-stÃ¼nde. Dabei werde mit einer Prognose ermittelt,
wie hoch die beitragspflichtigen EinkÃ¼nfte nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalls
bei gewÃ¶hnlichem Lauf der Dinge wahrscheinlich wÃ¤ren. Bei einem wechselvollen
Berufsleben mit der AusÃ¼bung verschiedener TÃ¤tigkeiten seien die
durchschnittlichen VerdienstmÃ¶glichkeiten zu schÃ¤tzen und â�� wegen der
UnwÃ¤gbarkeiten der beruflichen Entwicklung â�� um einen Abschlag zu
vermindern. Die auf diese Weise ermittelten fiktiven beitragspflichtigen Einnahmen
seien an die Einkommensentwicklung anzupassen. Die Beklagte sei entgegen ihrer
Auffassung darlegungs- und beweispflichtig, dass dem KlÃ¤ger infol-ge des Unfalls
ein sozialversicherungspflichtiges Erwerbseinkommen in einer be-stimmten HÃ¶he
entgangen sei und RentenversicherungsbeitrÃ¤ge ausgefallen sei-en. Es sei daher
Aufgabe der Beklagten â�� wie im angefochtenen Widerspruchsbe-scheid dem
KlÃ¤ger vorgeschlagen â�� Stellenangebote fÃ¼r Maschinenschlosser oder andere
BeschÃ¤ftigungsmÃ¶glichkeiten zu ermitteln.

Mit ihrer Berufung trÃ¤gt die Beklagte vor: Der Tenor des angegriffenen Urteils
lasse offen, wie er zu verstehen sei. Einer DurchfÃ¼hrung des
Beitragsregressverfahrens fÃ¼r den KlÃ¤ger nach Vollendung des 60. Lebensjahres
stehe der rechtswirksame Abfindungsvergleich mit A entgegen. Der Tenor sei auch
nicht vollstreckbar, soweit sie zur Gutschrift von Beitragsersatzleistungen verurteilt
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worden sei. Â§ 119 SGB X begrÃ¼nde weder eine sozialversicherungsrechtliche
Beitragsleistungspflicht noch einen Leistungsanspruch des geschÃ¤digten
Versicherten gegen den Rentenversi-cherungstrÃ¤ger auf Speicherung von
RentenversicherungsbeitrÃ¤gen unabhÃ¤ngig von der Durchsetzbarkeit eines
Ã¼bergangsfÃ¤higen Schadenersatzanspruchs. Die Voraussetzungen des
sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs seien ebenfalls nicht gegeben. Ob und in
welcher HÃ¶he ein Beitragsschaden ab dem Jahr 2030 eintreten werde, stehe
derzeit nicht fest. Es habe auch kein pflichtwidriges Verwal-tungshandeln
vorgelegen. Schon seit 1990 sei der gegenÃ¼ber dem Ersatzpflichti-gen zu
fÃ¼hrende Nachweis eines konkreten Verdienstschadens und die darauf ba-
sierende Erwerbsfiktion fÃ¼r den Beitragsregress nicht mÃ¶glich gewesen. Es sei
zweifelhaft, ob fÃ¼r den im Jahr 2012 42jÃ¤hrigen KlÃ¤ger problemlos eine fiktive
Stel-lenvermittlung auf dem damals noch nicht angespannten Arbeitsmarkt
mÃ¶glich ge-wesen wÃ¤re. Eine andere fiktive Erwerbsbiographie mit Zeiten der
Arbeitslosigkeit wÃ¤re mit gleichhoher Wahrscheinlichkeit mÃ¶glich gewesen. Der
Abfindungsver-gleich unterstelle eine weitere durchgehende ErwerbstÃ¤tigkeit mit
steigendem Ein-kommen nach den Werten des Statistischen Bundesamtes zur
durchschnittlichen Einkommensentwicklung. Aufgrund der bestehenden
UnwÃ¤gbarkeiten habe die MÃ¶glichkeit bestanden, entweder die Laufzeit bei der
fiktiven ErwerbstÃ¤tigkeit zu verkÃ¼rzen oder von vorneherein einen Abschlag
beim zugrunde gelegten Erwerbs-schaden hinzunehmen. Um fÃ¼r den KlÃ¤ger
weiter steigende Bruttoentgelte im Ver-sichertenkonto speichern zu kÃ¶nnen, sei
die VerkÃ¼rzung der Laufzeit gewÃ¤hlt wor-den.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 30. Juli 2018 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er verteidigt das angegriffene Urteil.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsak-
te sowie der den KlÃ¤ger betreffenden VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten (8
Bde. Rentenakten, 5 Bde. Regressakten) verwiesen, die vorgelegen haben und
Gegen-stand der Beratung und Entscheidung des Senates geworden sind.

Der Senat hat durch den Berichterstatter am 18. September 2019 einen
ErÃ¶rterungs-termin durchgefÃ¼hrt; auf die Niederschrift zu dieser Sitzung wird
verwiesen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 1
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet.

Das SG hat die Beklagte zu Unrecht unter Aufhebung des Bescheides vom 7. Feb-
ruar 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3. Juni 2014 verurteilt,
fÃ¼r den KlÃ¤ger nach Vollendung des 60. Lebensjahres Beitragsersatzleistungen
nach MaÃ�gabe der Bestimmungen des Â§ 119 SGB X zu erbringen und seinem Ver-
sicherungskonto gutzuschreiben. Der angegriffene Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten, denn der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch
darauf, dass die Beklagte Ã¼ber den Zeitpunkt der Vollendung des 60.
Lebensjahres hinaus fÃ¼r den KlÃ¤ger PflichtbeitrÃ¤ge zur gesetzlichen
Rentenversicherung auf-grund eines Beitragsregresses zum Versicherungskonto
speichert.

Das SG ist zutreffend davon ausgegangen, dass bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung des
klÃ¤gerischen Prozessziels (Â§ 123 SGG) mit der Klage nicht begehrt wird, dass die
Beklagte nach Vollendung des 60. Lebensjahres des KlÃ¤gers an die A mit dem An-
sinnen herantritt, von dieser Ersatz fÃ¼r aufgrund des Unfalls vom 7. Juni 1989 ent-
gangene RentenversicherungsbeitrÃ¤ge zu erlangen. Ein solcher Anspruch auf
"Wiederaufnahme" des Beitragsregressverfahrens wÃ¼rde bereits am Abschluss
des zwischen der Beklagten und der A "zur vorbehaltlosen Abfindung aller
Regressan-sprÃ¼che" geschlossenen Vergleichs, der weitere AnsprÃ¼che zwischen
der Beklag-ten und dem Haftpflichtversicherer ausschlieÃ�t, scheitern. Dieser
Vergleich diente gemÃ¤Ã� Â§ 779 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) der Beseitigung
eines Streits und der Ungewissheit der Parteien Ã¼ber ein RechtsverhÃ¤ltnis im
Wege gegenseitigen Nachgebens. Ungewissheit bestand unter den Parteien
darÃ¼ber, fÃ¼r welchen Zeit-raum und in welcher HÃ¶he
RentenversicherungsbeitrÃ¤ge als Schadenersatz zu leisten waren. Diese
Ungewissheit bestand schon darin, dass die Bedenken des Haftpflichtversicherers
hinsichtlich einer durchgehenden Erwerbsfiktion bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze angesichts in der Vergangenheit fortgesetzten Ar-
beitsplatzabbaus beim Ausbildungsbetrieb des KlÃ¤gers bzw. den diesen Ã¼berneh-
menden Firmen zumindest nicht abwegig waren; es also ungewiss war, wie ein zi-
vilrechtlicher Rechtsstreit ausgehen wÃ¼rde. Ungewissheit bestand auch
darÃ¼ber, von welchem fiktiven Einkommen des KlÃ¤gers auszugehen wÃ¤re.
Diese Ungewiss-heiten waren auch dem KlÃ¤ger bewusst und letztlich der Grund
dafÃ¼r, dass er mehr-fach gegenÃ¼ber der Beklagten den Abschluss einer
Abfindungsvereinbarung an-regte. Die schlieÃ�lich getroffene
Abfindungsvereinbarung war auch wirksam. Un-wirksam wÃ¤re der Vergleich nur
dann gewesen, wenn der nach dem Inhalt des Ver-trages als feststehend zugrunde
gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entspro-chen hÃ¤tte und der Streit oder
die Ungewissheit bei Kenntnis der Sachlage nicht entstanden wÃ¤re (Â§ 779 Abs. 1,
letzter Halbsatz BGB). Es ist aber nicht ersichtlich, dass die Vergleichsparteien von
einem unzutreffenden Sachverhalt ausgegangen sind. Dies gilt sowohl bzgl. der in
Betracht kommenden zeitlichen Geltungsdauer des durchzufÃ¼hrenden Regresses
(lÃ¤ngstens bis zum 67. Lebensjahr des KlÃ¤gers) als auch bzgl. der HÃ¶he der zu
leistenden Beitragszahlungen aufgrund des hypo-thetischen Einkommens. Â§ 119
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Abs. 4 Satz 1 SGB X lÃ¤sst ausdrÃ¼cklich â�� wie hier geschehen â�� eine
Vereinbarung der Abfindung von AnsprÃ¼chen auf Ersatz von Bei-trÃ¤gen zur
Rentenversicherung mit einem ihrem Kapitalwert entsprechenden Betrag zu, deren
Wirksamkeit auch nicht vom EinverstÃ¤ndnis des GeschÃ¤digten abhÃ¤ngig ist.
Dass der Kapitalwert auf der Grundlage der von den Parteien akzeptierten Er-
werbsfiktion bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres falsch berechnet wurde, ist
nicht ersichtlich und wird auch nicht vom KlÃ¤ger behauptet. Sein Begehren zielt
vielmehr, wie auch die Ablehnung des Vergleichsangebots der Beklagten verdeut-
licht, auf eine Zusage der Beklagten, einen durch eine Pflichtverletzung der Beklag-
ten bei der Beitragsregressierung eingetretenen bzw. eintretenden Beitragsschaden
nach Erreichen des 60. Lebensjahres von der Beklagten entweder durch Speiche-
rung von fiktiven BeitrÃ¤gen oder durch von der Beklagten zu leistende Rentenversi-
cherungsbeitrÃ¤ge kompensieren zu lassen. Statthafte Klageart fÃ¼r dieses
Begehren ist die kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage nach Â§ 54 Abs.
1 SGG. So verstanden ist die Klage auch zulÃ¤ssig, denn mit dem angegriffenen
Bescheid vom 7. Februar 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3.
Juni 2014 hat die Beklagte es fÃ¼r die Zeit nach Vollendung des 60. Lebensjahres
des KlÃ¤gers abgelehnt, auf dem Versicherungskonto des KlÃ¤gers fiktiv
Rentenversicherungsbei-trÃ¤ge zu speichern oder fÃ¼r ihn die entsprechenden
BeitrÃ¤ge zu entrichten. Soweit die Beklagte im Widerspruchsbescheid zu erkennen
gegeben hat, dass sie bei ei-nem qualifizierten Nachweis eines Erwerbsschadens ab
2030 unfallbedingt entge-hende RentenversicherungsbeitrÃ¤ge gemÃ¤Ã� Â§ 119
SGB X dem Versichertenkonto des KlÃ¤gers zufÃ¼hren werde, handelt es sich um
eine bloÃ�e Auskunft Ã¼ber die nach damaliger Ansicht der Beklagten bestehende
Rechtslage, nicht aber um eine mit dem entsprechenden Bindungswillen
abgegebene Zusage, gegebenenfalls an Stelle der A die Zahlung unfallbedingt
entgangener RentenversicherungsbeitrÃ¤ge nach Vollendung des 60. Lebensjahres
des KlÃ¤gers zu Ã¼bernehmen oder fiktive BeitrÃ¤ge zu speichern.

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat schon deshalb keinen Anspruch gegen die Beklagte auf eine
grundsÃ¤tzlich im pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen stehende Zusage (vgl. zur
Zusicherung nach Â§ 34 SGB X: BSG, Urteil vom 12. April 1984 â�� 1 RA 27/83 =
BSGE, 56, 249 ff) zur Speicherung unfallbedingt entgangener
PflichtrentenversicherungsbeitrÃ¤ge ab Vollendung des 60. Lebensjahres, weil die
Voraussetzungen der fÃ¼r diese Speiche-rung nach Â§ 149 Abs. 1 Satz 2 SGB VI
allein in Betracht kommenden Anspruchs-grundlage in Form des sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs nicht erfÃ¼llt wer-den kÃ¶nnen. Entsprechendes gilt fÃ¼r
das Begehren des KlÃ¤gers auf Erteilung einer Zusage zur Zahlung von
RentenversicherungsbeitrÃ¤gen durch die Beklagte zu-gunsten des
Rentenversicherungskontos des KlÃ¤gers.

Der von der Rechtsprechung entwickelte sozialrechtliche Herstellungsanspruch
setzt voraus, dass der SozialleistungstrÃ¤ger eine ihm auf Grund Gesetzes oder So-
zialrechtsverhÃ¤ltnisses obliegende Pflicht, insbesondere zur Auskunft und Bera-
tung, verletzt hat. Zweck des Beitragsregresses ist die "treuhÃ¤nderische"
Verfolgung des Anspruches des GeschÃ¤digten durch den gesetzlichen
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Rentenversicherungs-trÃ¤ger, ohne dass der GeschÃ¤digte selbst zur
Geltendmachung von auf diesen nach Â§ 119 SGB X Ã¼bergegangenen
AnsprÃ¼chen vor den Zivilgerichten prozessfÃ¼h-rungsbefugt wÃ¤re (BGH, Urteil
vom 2. Dezember 2003 â�� VI ZR 243/02 -, juris). Inso-weit hatte die Beklagte
gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger auch eine Rechtspflicht zu Scha-densminderung
gegenÃ¼ber dem Haftpflichtversicherer. Weiter ist aber erforderlich, dass zwischen
einer Pflichtverletzung des SozialleistungstrÃ¤gers und dem Nachteil des
Betroffenen ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang besteht. SchlieÃ�lich muss der durch
das pflichtwidrige Verwaltungshandeln eingetretene Nachteil durch eine zu-lÃ¤ssige
Amtshandlung beseitigt werden kÃ¶nnen (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 16. De-zember
2004, â�� B 9 VJ 2/03 R -, juris).

Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Der Senat kann nicht feststellen, dass
die Beklagte mit dem Abschluss des Abfindungsvergleichs unter BerÃ¼cksichtigung
eines auf der Grundlage einer Auskunft des Rechtsnachfolgers seines frÃ¼heren
Arbeitgebers angenommenen monatlichen Bruttoeinkommens des KlÃ¤gers iHv
3.311,66 EUR, welches mit Dynamisierung fÃ¼r die Zeit vom 42. bis 60.
Lebensjahres des KlÃ¤gers dem Vergleich zugrunde gelegt worden war, die ihm
obliegende treu-hÃ¤nderische Verpflichtung aus Â§ 119 SGB X verletzt hat. Besteht
der Erwerbsscha-den des GeschÃ¤digten in der BeeintrÃ¤chtigung seiner
rentenversicherungsrechtli-chen Stellung und ist dieser Schaden im Wege des
Schadensersatzes nach Â§Â§ 823, 842 BGB durch Zahlung von BeitrÃ¤gen zur
Rentenversicherung auszuglei-chen, soll durch Â§ 119 SGB X sichergestellt werden,
dass die vom SchÃ¤diger hierzu geleisteten BeitrÃ¤ge dem
RentenversicherungstrÃ¤ger zu diesem Zweck auch zuge-fÃ¼hrt werden. Ohne die
Regelung des Â§ 119 SGB X kÃ¶nnte der GeschÃ¤digte Ã¼ber diese BeitrÃ¤ge frei
verfÃ¼gen, ohne sie zum Ausgleich des Beitragsschadens ver-wenden zu
mÃ¼ssen. Â§ 119 SGB X normiert den AnspruchsÃ¼bergang des Beitrags-
ersatzanspruches auf den RentenversicherungstrÃ¤ger, an den die BeitrÃ¤ge zu ent-
richten sind, nicht zum Ausgleich von Versicherungsleistungen, die der Rentenver-
sicherungstrÃ¤ger auch nicht erbracht hat, sondern um sicherzustellen, "dass der
Sozialversicherte spÃ¤ter Sozialleistungen erhÃ¤lt, die auch die Zeit der Verletzung
umfassen" (Gesetzesbegr. BT-Drs. 9/95 zu Â§ 125 S. 29). Der
Beitragsersatzanspruch geht nur deshalb auf den RentenversicherungstrÃ¤ger
Ã¼ber, damit dieser ihn reali-siert und damit der fÃ¼r den Beitragsausfall
bestimmte Schadensersatz seinen Zweck, das Beitragskonto des Pflichtversicherten
auszugleichen, auf direktem Weg auch erfÃ¼llt (BGHZ 106, 284 = VersR 1989, 492
). Die mit dem ForderungsÃ¼bergang verbundene Ã�bertragung der
Aktivlegitimation auf den RentenversicherungstrÃ¤ger soll den GeschÃ¤digten nicht
zuletzt aus GrÃ¼nden der FÃ¼rsorge von der Last des Schadensausgleiches
entbinden. Insoweit hat der RentenversicherungstrÃ¤ger nicht die Stellung eines
RegressglÃ¤ubigers, sondern diejenige eines TreuhÃ¤nders des Pflichtversicherten,
fÃ¼r den er vom SchÃ¤diger die auf die BeitragslÃ¼cken zu ver-rechnenden
SchadensersatzbetrÃ¤ge in Empfang nimmt und dem Beitragskonto des
Versicherten zufÃ¼hrt (BGHZ 97, 330). Â§ 119 Abs. 3 Satz 2 SGB X kann die
allgemei-ne Zielrichtung der Vorschrift entnommen werden, dass dem Versicherten
durch den Ã�bergang des Beitragsersatzanspruchs auf den
RentenversicherungstrÃ¤ger kein grÃ¶Ã�erer Rentenschaden entstehen soll, als
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wenn der Anspruch durch ihn ei-genstÃ¤ndig durchzusetzen wÃ¤re (vgl. BSG, Urteil
vom 31. Januar 2002 â�� B 13 RJ 23/01 R -, juris Rn. 28). Eine Verletzung der
Treuhandpflichten durch die Beklagte liegt nicht bereits darin, dass sie gegenÃ¼ber
der A nicht ihren ursprÃ¼nglichen Kapi-talisierungsvorschlag weiter verfolgt hat.
Denn es bestand keine rechtliche MÃ¶glich-keit, den Haftpflichtversicherer zum
Abschluss eines Abfindungsvergleichs zu zwingen. Â§ 119 Abs. 4 Satz 1 SGB X
ermÃ¶glicht zwar im Einzelfall den Abschluss einer Abfindungsvereinbarung, legt
aber dem Schuldner eines Schadenersatzan-spruchs nicht die Verpflichtung zum
Abschluss eines derartigen Vertrags auf. Als Regulierungsalternative zu dem
schlieÃ�lich abgeschlossenen Abfindungsvergleich bestand mithin nur die
MÃ¶glichkeit, gegenÃ¼ber der A den Erwerbsschaden gericht-lich geltend zu
machen. FÃ¼r die zur Bestimmung des Erwerbsschadens notwendige Prognose, wie
sich die EinkommensverhÃ¤ltnisse des KlÃ¤gers ohne die Verletzung voraussichtlich
entwickelt hÃ¤tten, hÃ¤tte die Beklagte konkrete Anhaltspunkte als
Tatsachengrundlage fÃ¼r die SchÃ¤tzung des Erwerbsschadens vortragen und be-
weisen mÃ¼ssen (vgl. Eichelberger, in: BeckOGK, BGB, Stand: 1. August 2020, Â§
842 Rn. 44). Erst auf dieser Grundlage hÃ¤tte das Gericht "unter WÃ¼rdigung aller
Um-stÃ¤nde nach freier Ã�berzeugung (Â§ 287 Abs. 1 Zivilprozessordnung â�� ZPO
-) und unter BerÃ¼cksichtigung des gewÃ¶hnlichen Laufs der Dinge" (Â§ 252 Satz 2
BGB) den Schaden zu schÃ¤tzen gehabt. Nach Â§ 843 BGB ist der Schadenersatz
grundsÃ¤tzlich in Form einer Geldrente zu leisten; eine Abfindung in Kapital kommt
nur bei Vorlie-gen eines wichtigen Grundes, welcher hier nicht ersichtlich ist, in
Betracht. Beste-hen erhebliche Unsicherheiten Ã¼ber die HÃ¶he der zukÃ¼nftigen
RentenansprÃ¼che, die die Fixierung eines bestimmen Rentenniveaus auf lange
Zeit hinaus willkÃ¼rlich erscheinen lieÃ�en, darf das Gericht den SchÃ¤diger nicht
mit der MÃ¶glichkeit einer AbÃ¤nderungsklage nach Â§ 323 ZPO vertrÃ¶sten,
sondern es muss den Ablauftermin (erheblich) vor dem Termin des
voraussichtlichen Ausscheidens aus dem Erwerbs-leben festsetzen und im Ã�brigen
die Ersatzpflicht des SchÃ¤digers lediglich feststel-len. Nach Ablauf der Frist ist
unter BerÃ¼cksichtigung der weiteren Entwicklung des Verletzten eine neue
Prognose anzustellen und der SchÃ¤diger ggf. erneut zur Zah-lung der Rente zu
verurteilen (vgl. Wagner, in: MÃ¼Ko zum BGB, 7. Aufl. 2017 Rn. 27). Im Fall des
KlÃ¤gers bestanden im Zeitpunkt des Abschlusses des Abfindungs-vergleichs
erhebliche Unsicherheiten darÃ¼ber, ob fÃ¼r den KlÃ¤ger â�� den Unfall hin-
weggedacht â�� in dem von ihm erlernten Beruf als Maschinenschlosser eine "unge-
brochene" Berufskarriere bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze zu prognostizie-
ren gewesen wÃ¤re. Insofern durften zwar keine Ã¼berspannten Anforderungen ge-
stellt werden (vgl. Eichelberger, aaO, Rn. 43), andererseits durfte die Schadens-
schÃ¤tzung auch nicht vollends in der Luft schweben. Neben Besonderheiten in der
Ausbildungs- und Erwerbsbiographie sind bei der erforderlichen Prognose auch von
der Person des Verletzten unabhÃ¤ngige UmstÃ¤nde, insbesondere die konjunk-
turellen Rahmenbedingungen und die Arbeitsmarktlage zu berÃ¼cksichtigen vgl. Ei-
chelberger, aaO, Rn. 45). Hier war zunÃ¤chst die durch eine auÃ�erordentliche
KÃ¼n-digung des Arbeitgebers ausgelÃ¶ste, vom Ã¼blichen Ausbildungsverlauf
abweichen-de, partiell mit dem Bezug von Arbeitslosenhilfe verbundene und
mehrere Monate dauernde BeschÃ¤ftigungslosigkeit des KlÃ¤gers zu
berÃ¼cksichtigen. Zu den Um-stÃ¤nden dieser KÃ¼ndigung ist zwar nichts nÃ¤her
bekannt geworden â�� auch der KlÃ¤-ger hat dazu nichts vorgetragen -; aus dem
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Umstand, dass der KlÃ¤ger die ver-gleichsweise erfolgte RÃ¼cknahme dieser
KÃ¼ndigung nur unter Verzicht auf seinen VergÃ¼tungsanspruch erreichen konnte,
lÃ¤sst sich indes schlieÃ�en, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r die eingetretene StÃ¶rung des
AusbildungsverhÃ¤ltnisses und die Unterbrechung der Ausbildung zumindest
mitverantwortlich gewesen war. Ein Indiz dafÃ¼r, dass auch sein weiterer
Berufsweg nicht "bruchlos" verlaufen wÃ¤re, liegt ferner darin, dass der
Ausbildungsbetrieb des KlÃ¤gers eine Ã�bernahme des KlÃ¤gers in ein Ar-
beitsverhÃ¤ltnis "nie" beabsichtigt hatte. Zutreffend ist die Beklagte davon
ausgegan-gen, dass im Ausbildungsbetrieb des KlÃ¤gers bzw. den
Rechtsnachfolgern dieses Betriebs bis 2012 ein starker Arbeitsplatzabbau
stattgefunden hatte und im Juni 2012 die SchlieÃ�ung des Werkes in Lohr
angekÃ¼ndigt wurde. Aufgrund der damali-gen bekanntermaÃ�en noch
angespannten Arbeitsmarktlage (durchschnittliche Ar-beitslosenquote 6,8 %, vgl.
die Sondernummer der Amtlichen Nachrichten der Bun-desagentur fÃ¼r Arbeit
(ANBA): Arbeitsmarkt 2012, S. 19) erschien es auch nicht oh-ne weiteres gesichert,
dass ein bei einem Automobilzulieferer tÃ¤tiger Maschinen-schlosser bei einer ihn
treffenden betriebsbedingten Arbeitslosigkeit ohne weiteres in eine BeschÃ¤ftigung
zu vermitteln gewesen wÃ¤re. Mit Schwankungen der Kon-junktur und krisenhaften
Entwicklungen in der Autoindustrie mit einem daraus re-sultierenden
betrÃ¤chtlichen Arbeitsmarktrisiko war â�� wie die Entwicklung im Ausbil-
dungsbetrieb des KlÃ¤gers exemplarisch verdeutlicht â�� auch in Zukunft zu
rechnen. Zudem war zu berÃ¼cksichtigen, dass sich die Berufschancen des
KlÃ¤gers mit zu-nehmenden Alter eher verschlechtern wÃ¼rden. Im Ã�brigen hatte
auch der KlÃ¤ger erkannt, dass der Nachweis eines Erwerbsschadens im Laufe der
Zeit immer schwieriger werden wÃ¼rde und aus diesem Grund die Beklagte
mehrfach zur Kapi-talisierung der entgangenen RentenversicherungsbeitrÃ¤ge
aufgefordert. Von die-sem Ansinnen nahm der KlÃ¤ger, dem es im Jahr 1991 schon
bei der Regulierung seiner DirektansprÃ¼che gegen die A nicht gelungen war,
einen Schadenersatz we-gen Verdienstausfalls durchzusetzen, im wohlverstandenen
eigenen Interesse auch nicht Abstand, als ihm mit Schreiben vom 27. Juni 2012 von
der Beklagten mitgeteilt worden war, dass die A nicht bereit sei, eine bis zum 67.
Lebensjahr dau-ernde Erwerbsfiktion zu akzeptieren. Aus den angefÃ¼hrten
UmstÃ¤nden durfte die Beklagte mithin den Schluss ziehen, dass die Durchsetzung
eines Beitragsscha-densersatzes auf der Grundlage einer durchgehenden
Erwerbsfiktion im laufenden Abrechnungsverfahren â�� auch schon fÃ¼r die Zeit
vor Vollendung des 60. Lebens-jahres â�� keinen hinreichenden Erfolg versprach
und deshalb die von der A zuge-standene Kapitalisierung im Interesse des KlÃ¤gers
lag.

SchlieÃ�lich scheitert ein sozialrechtlicher Herstellungsanspruch des KlÃ¤gers in
Form einer Verpflichtung der Beklagten auf Speicherung weiterer fiktiver Pflichtren-
tenversicherungsbeitrÃ¤ge oder Verurteilung auf Zahlung von entgangenen Ren-
tenversicherungsbeitrÃ¤gen durch die Beklagte auch daran, dass der durch das
Verwaltungshandeln eingetretene allfÃ¤llige Nachteil des KlÃ¤gers nicht durch eine
zulÃ¤ssige Amtshandlung beseitigt werden kÃ¶nnte.

Mit Hilfe des Herstellungsanspruchs lÃ¤sst sich der durch ein Fehlverhalten des
LeistungstrÃ¤gers bewirkte Nachteil nur dann ausgleichen, wenn die Korrektur bzw.
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Ersetzung der fehlenden Anspruchsvoraussetzung mit dem jeweiligen Gesetzes-
zweck in Einklang steht. Der Herstellungsanspruch findet nur in denjenigen FÃ¤llen
Anwendung, in denen der LeistungstrÃ¤ger mit seinem Instrumentarium durch eine
an sich zulÃ¤ssige Amtshandlung zur Naturalrestitution in der Lage ist (BSG, Urteil
vom 18. August 1983 â�� 11 RA 60 82 â�� juris, Rn. 20). Nach der Rechtsprechung
des BSG ist der sozialrechtliche Herstellungsanspruch u.a. ausgeschlossen, wenn
der Berechtigte selbst tatsÃ¤chliche Handlungen vorzunehmen hatte (z.B. Urteil
vom 8. Juli 1993 â�� 7 RAr 80/92 â�� juris, Rn. 28: Arbeitslosenmeldung; Urteil vom
11. MÃ¤rz 2004 â�� B 13 RJ 16/03 R â�� juris, Rn. 27: Arbeitssuchendmeldung;
Urteil vom 3. De-zember 2009 â�� B 11 AL 26/08 R â�� juris, Rn. 18: Reduzierung
des Umfangs einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit; Urteil vom 31. Oktober 2007 â�� B 
14/11b AS 63/06 R â�� juris, Rn. 17: Vereinbarung eines Verwertungsausschlusses),
es auf die Eigenschaft als Berechtigter ankam (z.B. Urteile vom 15. Mai 1985 â�� 7
RAr 103/83 â�� juris, Rn. 29 und vom 23. Juli 1992 â�� 7 RAr 38/91 â�� juris, Rn.
38: VerfÃ¼gbarkeit) oder wenn die erfor-derliche Handlung von einer Stelle
auÃ�erhalb des ZustÃ¤ndigkeitsbereichs des Leis-tungstrÃ¤ger vorzunehmen war
(bspw. BSG, Urteil vom 10. Dezember 1980 â�� 7 RAr 14/78 â�� juris, Rn. 30:
Eintragung der Steuerklasse auf der Lohnsteuerkarte durch die Gemeinde; Urteil
vom 15. Dezember 1999 â�� B 9 V 12/99 R â�� juris, Rn. 11: Ã�nde-rung eines
PfÃ¤ndungs- und Ã�berweisungsbeschlusses).

Selbst wenn zugunsten des KlÃ¤gers unterstellt wird, dass durch ein pflichtwidriges
Verwaltungshandeln der Beklagten (Unterlassen des Beitragsregresses fÃ¼r die
Zeit nach Erreichen des 60. Lebensjahres) ein Nachteil zu Lasten des KlÃ¤gers
(entgan-gene RentenversicherungsbeitrÃ¤ge im Hinblick auf den Verkehrsunfall
vom 7. Juni 1989) eingetreten ist, kÃ¶nnte dieser Nachteil nicht durch eine
zulÃ¤ssige Amtshand-lung beseitigt werden. Die BerÃ¼cksichtigung von
Pflichtbeitragszeiten nach Â§ 119 Abs. 3 Satz 1 SGB X setzt gerade voraus, dass
durch den SchÃ¤diger oder dessen Haftpflichtversicherung der nach Â§ 119 Abs. 1
SGB X Ã¼bergegangene Schadenser-satzanspruch des GeschÃ¤digten durch die
tatsÃ¤chliche Entrichtung von BeitrÃ¤gen erfÃ¼llt wird. Die Tragung von
BeitrÃ¤gen durch die Beklagte als Rentenversiche-rungstrÃ¤gerin ist im Gesetz
nicht vorgesehen (vgl. Â§Â§ 168 ff. SGB VI). Ohne eine tatsÃ¤chliche
Beitragszahlung kann die Beklagte dem Versicherungskonto des KlÃ¤-gers nicht
PflichtbeitrÃ¤ge hinsichtlich des Verdienstausfallschadens gutschreiben (ebenso:
LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteile vom 30. Januar 2014 â�� L 7 R 4417/11 â�� und
vom 27. MÃ¤rz 2015 â�� L 10 R 2689/12 -, jeweils juris). Die erforderliche Handlung
(tatsÃ¤chliche Beitragszahlung), um einen eventuellen Nachteil bei dem KlÃ¤ger
aus-zugleichen, liegt mithin auÃ�erhalb des Einfluss- und ZustÃ¤ndigkeitsbereichs
der Beklagten. SchlieÃ�lich widerspricht auch die geltend gemachte Gutschrift
durch Speicherung fiktiver BeitrÃ¤ge der Struktur des Rentenrechts, die
grundsÃ¤tzlich die Bezahlung der BeitrÃ¤ge als Voraussetzung fÃ¼r die
Anerkennung als Beitragszeit verlangt. Der nach Â§ 119 Abs. 3 Satz 1 SGB X
ausdrÃ¼cklich vom Gesetz vorgesehe-ne Beitragseingang kann mithin nicht im
Wege des sozialrechtlichen Herstellungs-anspruchs ersetzt werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.
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https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/168.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20R%204417/11
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2010%20R%202689/12
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/119.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html


 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG) liegen
nicht vor.

Erstellt am: 15.10.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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